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Achtundsiebzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarits 1966 
(Erhöhung der Tiirkei-Zollkontingente 1967) 

Vom 11. Januar 1967 


\ul (iiund des § 77 Abs. 3 Nr. 7 des Zollgesel/es 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgeselzbl i S.737), zulcd/l | 
geändert durch das Siebente Gesetz zur Änderung 
des Zollgesetzes vom 30. August 1966 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 5421, verordnet die Bundesregierung: 

ü I 

Im Deutschen Zolltaril 1960 (Bundesgesctzbl. I960 
II S. 1605) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
dei Anhang II (Zollkontingente) tnil Wirkung vom j 
I. Januar 1967 wie folgt geändert: 

1. In der Nummer 5 (Aul Feigen usw.) wird in dei 
Spalte 2 (Warenbezeichnung) die Kontingenls- 
menge „5 500 1" ersetzt durch: „7 500 1". 

2 In der Nummer 6 (Aul Weintrauben usw.) wird 
in der Spalte 2 (Warenbezeichnung) die Kontin¬ 
gentsmeng«' „10 725 t" ersetzt durch: „11 000 1". 

3 In der Nummer 7 (Aul Haselnüsse usw.) wird in 
der Spalte 2 (Warenbezeichnung) die Konlingents- 
menge „1-1 500 1" ersetzt durch: „15 950 t". 

Bonn, den 11. Januar 1967 


4. Die Nummei 9 (Aul W aren der Tanlnr. 24.01 
usw.) erhall in dei Spalte 2 (Warenbezeichnung! 
folgende Fassung: Aul Waren der Tanlnr 24.01 
mit Ursprung in und Herkunlt aus der Türkei 
werden bis zu einet Monge von 10 565 t im 
Kalenderjahi im Rahmen des Assozialionsabkom- 
mc'iis zwischen dei Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und der Türkei Türkei-Zollsätze in 
Hohe der jeweils in Betracht kommenden Bimien- 
Zollsal/e angewendel. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Drillen Über¬ 
leilungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Der Stell v e r I re t e r des Biindesk a n z 1 e r s 
Brandt 


Der B u n (I e s m i ti i s t e i dei Finanzen 
St i au 6 
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Einundaditzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(2. Erhöhung des Zollkontingents für Bananen) 

Vom 11. Januar 1967 


Aul Grund des § 77 Abs. 3 Nr, 1 Buchstabe f des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S, 737), zuletzt geändert durch das Siebente Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 30. August 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 542), verordnet die Bundesre¬ 
gierung: 


§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1966 (Bundesgesetzbl. 1965 
II S. 1605) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
im Anhang II (Zollkontingente) in der Nummer 29 
(Bananen usw.) mit Wirkung vom 1. Dezember 1966 

Bonn, den 11. Januar 1967 


die Mengenangabe „580 000 t" ersetzt durch: 
„615 000 t''. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Ober- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Der Stellvertreter d e s Bundeskanzlers 
Brandt 

Der B u n d e s in i n i s t e r der Finanzen 
Strauß 


Zweiundachtzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Zollkontingent für Bananen — 1967) 

Vom 11. Januar 1967 


Aut Grund des 77 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe 1 des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl.! 
S. 737), zuletzt geändert durch das Siebente Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 30. August 1966 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 542), verordnet die Bundesre¬ 
gierung : 

§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1966 (Bundesgesetzbl. 1965 
II S. 1605) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1967 im Anhang II (Zoll¬ 
kontingente) in der Nummer 29 in der Spalte 2 
(Warenbezeichnung) die Angabe „615 000 l vom 

Bonn, den 11. Januar 1967 


1. Januar 1966 bis 31. Dezember 1966" ersetzt duich: 
„380 000 1 vom l .Januai 1967 bis 31. Dezember 1967“. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Krait. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
B r a n d t 


Der Bundesminister der Finanzen 
Strauß 
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Verordnung 

über die Eignung und die Befähigung zum Führen von Motorsportfahrzeugen 
auf den Seeschiffahrtstraßen und Küsfengewässern 
(Motorbootführerschein Verordnung) 

Vom 17. Januar 1967 


Aut Grund der §§ 7, 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 
Satz 2 sowie des § 12 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
die Aufgaben des Bundes aut dem Gebiet der See¬ 
schiffahrt vom 24. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. II S.833) 
wird — hinsichtlich der §§ 9 und 10 im Einverneh¬ 
men mit dein Rundesminister der Finanzen ver¬ 
ordnet : 

§ 1 

(1) Wer aut den Seeschiffahrtstraßen, dem Küsten¬ 
meer, den Buchten, Förden, Wattengewässern und 
den durch eine Zufahrt mit diesen zusammenhängen¬ 
den Seegewässern ein Motorsportfahrzeug führen 
will, bedarl einer Erlaubnis (Fahrerlaubnis). Aus¬ 
genommen sind 

!. Inhaber eines Beiähigungszeugnisses der Gruppe 
A oder B nach der Schiffsbesetzungsordnung vom 
29. Juni 1931 (Reichsgesetzbl.il S. 517), geändert 
durch die Verordnung vom 8. Januar 1960 (Bun¬ 
desgesetzbl. II S. 147), sowie Inhaber eines Erlaub¬ 
nisscheins zum Führen von Fahrzeugen in der 
Küstenfischerei nach landesr echt liehen Vorschrif¬ 
ten (§ 15 Abs. 1 der Schittsbesetzungsordnung), 

2. Inhaber eines Ausweises über das Bestehen der 
Otfiziersprüluncj oder eines Fach!eingangs in den 
seemännisch-nautischen Fachrichtungen der Bun¬ 
deswehr sowie Inhaber des Krafthoolführer- 
scheins der Bundeswehr, 

3. Inhalier eines für eine Seeschiltahrtstraße gül¬ 
tigen Schifterpatents oder Schifferausweises nach 
der Verordnung über Befähigungszeugnisse in der 
Binnenschiffahrt vom 15. Juni 1956 (Bundesgesetz¬ 
blatt II S. 722), zuletzt geändert durch die Verord¬ 
nung vorn 30. November 1965 (Bundesgesetzbl. Ii 
S. 1597), 

4. Inhaber eines vom Bundesminister füi Verkehr 
anerkannten amtlichen ausländischen Führer¬ 
scheins für Motorsportfahrzeuge. 

Motorsportlahrzeug im Sinne dieser Verordnung ist 
ein mit Maschinenkraft angetriebenes Sportfahrzeug 
mit einer Motorleistung von mehr als 5 PS. 

(2) Die Fahrerlaubnis ist durch eine amtliche Be¬ 
scheinigung (Motorbootführerschein) nachzuweisen. 
Der Motorbootführerschein oder ein in Absatz 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 4 bczeichnetes Befähigungszeugnis 
ist beim Führen von Motorsportfahrzeugen mitzu- 
führen und zuständigen Personen aut Verlangen zur 
Prüfung auszuhändigen. 

(3) Segeljachten und Segelboote mit Motor lallen 
nicht unter diese Verordnung. 


0 2 

Einen Motorbootlührerschein kann ei werben wer 

1. das 18 Lebensjahr vollendet hat. 

2. körperlich und geistig zur Führung eines Motui- 
sportiahr zeugs geeignet ist, insbesondere über 
ausreichendes Hör-, Seh- und Farbunterschei- 
dungsvermögen verfügt; bestellen hieran Zweitel 
kann die Vorlage eines amts- oder' idchärztlichen 
Zeugnisses verlangt werden, 

3. nicht wegen einer bei oder im Zusammenhang mit 
dem Führen eines Kraftfahrzeugs oder unter Ver¬ 
letzung der Pflichten eines Kraltfaluzeiigtührois 
begangenen Straftat mit Freiheitsstrafe bestraft 
war' oder nach §§ 42 m und 42 n des Strafgesetz¬ 
buches die Fahrerlaubnis verloren hat; über Aus¬ 
nahmen entscheidet die zuständige Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. 

§ 3 

Die Befähigung zum Führen eines Molorsportluhi- 
zeugs ist durch eine Prüfung nachzuweisen. Die Peil 
lang soll zeigen, ob der Bewerber ausreichende 
Kenntnisse der für den Führer eines Motorsport 
tahrzeugs maßgebenden schiffahrtpolizeilictien Vor¬ 
schriften und die zur sicheren Führung eines Motor- 
sportfahrzeugs auf den in § 1 Abs. 1 genannten 
Gewässern erforderlichen technischen und nautischen 
Kenntnisse hat und zu ihrer praktischen Anwendung 
fähig ist. 

5 4 

(1) Anträge auf Zulassung zur Prütung und Ertei¬ 
lung des Motorbootführerscheins sind an den 
Deutschen Motoryachtverband e. V. in München zu 
richten und müssen folgende Angaben und Unter¬ 
lagen enthalten 

i Angaben zur Person (Vor- und Zunamen, Geburts¬ 
tag, Geburtsort, Wohnort und Anschrift), 

2 . ein Lichtbild in der Größe 38 mm 52 nun Iris 
45 mm X 60 mm, das den Antragsteller ohne 
Kopfbedeckung im Halbprofil zeigt, 

3. ein polizeiliches Führungszeugnis, bei Bewerbern 
mit Wohnsitz im Ausland ein Leumundszeugnis 
der zuständigen Behörden ihres Wohnsitzes, 

4. eine Erklärung, daß der Antragsteller die in § 2 
Nr. 2 und 3 geforderten Voraussetzungen erfüllt 

(2) Dpi Deutsche Motoryachtverband e. V. wird 
beauftragt, nach Maßgabe dieser Verordnung über 
Anträge aut Zulassung zur Prüfung zu entscheiden. 
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die Molorboolluhicuscheine nach dem Muster der 
Anlage zu erteilen und Gebühren zu erheben. Del 
Deutsche Moloi yachl v ei band untersteht hierbei der 
Fachdulsichl ries Bundesmimstei s lur Verkehr. Er ist 
verptlichlet, die Zulassung zur Prüfung nur von den 
Voraussetzungen diesei Verordnung abhängig zu 
machen und bei der Prülung niemanden, insbeson¬ 
dere wegen dei Zugehörigkeit oder Nichtzugehöng- 
ki'it zu einem Verein zu bevorzugen oder zu benach¬ 
teiligen. 

i) 5 

|l) Die Prülung wird von rdnem Pi utunysaussc tiuli 
ubejenoinmen. Der Bundesniinistei liir Verkehr be- 
slellt aut \Oisrhlag des Deutschen Motorvachlver- 
hiindes e. V. Pnifungsaussihüsse. 

(2) Del Prüfungsausschuß bestellt aus einem Vor¬ 
sitzenden und zwei Beisitzern. Der Vorsitzende und 
ein Beisitzei werden vom Deutschen Motoryadlt- 
verband e. V. aus ihm «ingehörenden Vereinen aus- 
gewählt,- der ändert' Beisitzer wird von dei zuständi¬ 
gen Wasser- and Schiltahrtsdirektion benannt. Dm 
Prüfungsausschuß beschließt mit Stimmenmehrheit, 

(3) Del Vorsitzende bestimmt den Pi ulungstei min 
mul leitet die Prüfung, t. bei den Priiluncisvei laut ist 
eine' N iedersr hrill aul/imehnien. 

(41 Bei Nie hlbrstrhen kann die Prülung Iruliestens 
nach \b 1 cinI von drei Monaten wiederholt werden. 
Der Prüfungsausschuß kann die erneute Teilnahme 
an dei Prüfung von dei Erfüllung von \ullagen 
abhängig machen. 


§ 6 

Isl der Moloi bootlührerschem unbrauchbar ge¬ 
worden oder wird glaubhalt gemacht, daß ei ver- 
lorengegangim ist, so stellt der Deutsche Vfolor- 
v acht verband e, V. aul Antrag eine Ersalzausler ti- 
ejung aus, die als solche zu bezeichnen ist. Der 
unbrauchbar gewordene Molorbootführerschein ist 
ab/nlielem 


§ 7 

|1) Die Fahrerlaubnis isl zu entziehen, wenn der 

Inhaber 

1. körperlich oder geistig zum Fuhren von Molor- 
spoitfahrzeugen nicht mehr geeignet ist, 

2 sie durrh wissentlich latsche Angaben erschlichen 
hat, 

3. wegen eines Verbrechens oder Vergehens nach 
den §§ 142, 222, 230, 315 bis 315c, 316 und 330a 
des Strafgesetzbuches oder nach § 24 des Straßen¬ 
verkehrsgesetzes zu einer Freiheitsstrafe rechts¬ 
kräftig verurteilt worden ist, 

4. wiederholt gegen schiltahr^polizeiliche Vorschrif¬ 
ten verstoßen hat und die Besorgnis besteht, daß 
er sein verkehrsgefährdendes Verhalten lort- 
setzl. 


13) Der Deutsche Moloi yacht vei band e. V und die 
ihm angehörenden Vereine und die Wasser- und 
Schitlahrtsdireklionen Kiel, Hamburg und Aurich 
haben der Wasser- und Schiltahrtsdirektion Bremen 
alle Tatsachen unverzüglich mitzuleilen, die eine 
Entziehung rechtfertigen können. 

(4) Die Wassei- und Schiltahrtsdirektion Bremen 
kann Fristen, Bedingungen und Aullagen tur die 
Erteilung eines neuen Motorbootführerscheins lesl- 
! setzen. 

(5| Die Faluerlauhnis ei lischt mit der Entziehung. 
, Dei Motorbootführerschein isl nach der Entziehung 
: unverzüglich der Wasser- und SchiffahrIsdirektion 
Bremen abzulielern Das gleiche gilt, wenn die Ent- 
i Ziehung angefochlcn, dic> au (schiebende Wirkung der 
j Anfechtung jedoch ausgeschlossen worden ist 
I 

I 

(j H 

11) Del Deutsche Moloi yacht verband e. V. luhil 
| ein Verzeichnis der Inhaber eines Motorboot lühi ei- 
j Scheins. In das Verzeichnis sind das Datum der Er¬ 
teilung und des Verlustes des Motorbootfülirei - 
I Scheins sowie Ihm Entzug auch Grund und Dauer 
j einzutragen. 

(—I Auskünfte aus dein Vei/oichnis dürfen nur an 
den Bundesministei lur Verkehr, die Wasser- und 
Schitldhrtsdirektionen, die Gerichte, die Seeamter, 
die Staatsanwaltschaften und die Polizeibehörden 
| erteil! werden. 


ü 9 

(I) An Kosten IGchuhren und Auslagen) weiden 
erhoben: 


1 

tiii die Ablehnung eines Antrages 

10, 

DM, 


lur die \blegung der Führerschein- 
prütung 

40, 

DM, 

3. 

liir die Erteilung eines Führerscheins 

20, 

DM, 

4 

liir den Entzug dei Fahrerlaubnis 

20, 

DM, 

5 

1 cii den Umtausch eines nach if 12 an¬ 




erkannten Fei tigkeitszeugnisses 

10, 

DM, 

1). 

Reisekosten für die Prüfungsmitglie¬ 
dei dei Wasser- und Schilfahrtsdirek- 




tionen {§ 5 Abs. 2), 



7. 

Porto und Schreibkosten, 



8 

Fe rAnmeldegebühren. 

(2) Die Kosten werden, ausgenommen 

im 

Falle 


des Absatzes 1 Nr. 4, vom Deutschen Moloi yachl ver¬ 
band e. V. festgesetzt und eingezogen. 

§ 10 

II) Kostenschuldner ist, wer durch einen in dieser 
Verordnung vorgesehenen Antrag die Tätigkeit der 
Behörden oder des Deutschen MotoryarhtVerbundes 
e. V. veranlaßt. 

(2) Die* Kosten werden mit der Festsetzung fällig. 

§ H 


(2) Zuständig liii die Entziehung der Fahrerlaub¬ 
nis nach Absatz 1 ist die Wasser- und Schiffahrts¬ 
direktion Bremen, soweit nicht gesetzlich etwas 
anderes bestimmt ist. 


(I) Ordnungswidrig im Sinne des ij 13 Abs. 1 Nr. 2 
des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes aul dem 
Gebiet der Seröse hitfahrt handelt, wer voisal/hcli 
oder fahrlässig 
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!. entgegen S) 1 Abs. 1 ein Moloi sport lahrzeug iührt, 
ohne die dazu erlordeiliche Fahrerlaubnis zu 
haben oder als Inhaber eines in § 1 Satz 2 Nr. 1 
bis 4 bezoirhnelen Belähigungszeugnisses zum 
Führen von Motorsportluhrzeugen berechtigt zu 
sein, 

2. als Eigentümer oder Führer eines Motorsport- 
lahr/ougs anordnet oder zuläßt, daß jemand das 
Fahrzeug fühlt, der die dazu erforderliche Fahr¬ 
erlaubnis (fj 1 Abs. 1 Satz 1) nicht hat oder nicht 
als Inhaber eines in § 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 bozoich- 
neten Belähigungszeugnisses zum Fuhren von 
Motorsportfahrzeugen berechtigt ist. 

1. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 den Motorboot lührer- 
schein oder ein in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 
bezeichnetes Befähigungszeugnis beim Führen 
von Motorsportfahrzeugen nicht mitführt oder 
einer zuständigen Person aul Verlangen zur Prü¬ 
fung nicht aushändigt, oder 

4. entgegen § 7 Abs. 5 Satz 2 oder 3 nach den Ent¬ 
ziehung der Fahrerlaubnis den Molorboollühter¬ 
schein nicht ablieferl. 

(2) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
^ 73 Abs. I des Gesetzes über die Ordnungswidrig¬ 
keilen für die Verfolgung von OrdnungswidrigkeUen 
nach tj 13 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Auf¬ 
gaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahil 
sind im Geltungsbereich dieser Verordnung die 
Wasser- und Schiffahrfsdirektinnen Aurirh. Bremen, 

Bonn, den 17 Januar 1967 


Hamburg und Kiel. Sie entscheiden auch über die 
Abänderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtlich nicht nachgeprütten Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 

§ 12 

Gegen Vorlage eines nach bisheriger Übung bis 
zum Tage der Verkündung dieser Verordnung von 
den motorsporttreibenden Verbänden erteilten Fer¬ 
tigkeitszeugnisses wird vom Deutschen Motoryacht- 
verband e. V. innerhalb eines Jahres nach Inkraft¬ 
treten diesen Verordnung ein Motorbootfuhrersdiein 
ohne Ablegung einer Prüfling erteilt, sofern die Vor¬ 
aussetzungen, nach denen dieses Fertigkeitszougnis 
erteilt worden ist, den Anforderungen diesen Ver¬ 
ordnung entsprochen haben. 

if 13 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten t bei - 
leilungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 1) in Verbindung mit § 21 des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet den 
Seeschiffahrt auch im Land Berlin. 


§ 14 

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme dei tjij I 
und 11 am I.März 1967 in Kraft. §§ 1 und II treten 
am I. September 1967 in Kraft, 


Der Bundesmin i s I er lur Verkehr 
Georg Leber 
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Anlage zu § 4 Abs. 2 der Motorbootiuhrerscheinverordnung 

Rückseite \ orderseile 


The holder of this motor boat beeilte js entitlecl 
to operate a motor sporting boat on the water 
ways for seagoing vessels and on the roastel 
waters. 

(§ 1 of the German motor boat licence regulation> 
of January 17. 1967 issued by the Federal Ministei 
of Transport, published in Bundesgesetzblatt fl 
p. 731 J 


Le delenteui de ce certiticat de capacite est auto- 
rise a concluire un bateau de plaisance a moteui 
sur les voies d'eau maritimes et sur les voies navi- 
gables du littoral. 

(§ 1 du decret allemaiul concernant la conduite des 
bateaux ä moteur, rendu par le Ministre Federal 
des Transports en date du 17. janvier 1967 ef public 
dans Bundesgesetzblatt II, p. 731.) 


Bl \l)t SR! I>1 BI.IK DE1 TSCMLAND 


(Buüdesadlei i 


MOTORBOOT¬ 

FÜHRERSCHEIN 


Innenseiten 


Del Inhabei dieses Molorbootluhrei Scheins isl 
durch das nachstehende Lichllnld kenntlich gemachl 

Hei i 
Frau 
Fräulein 

geboren am: 

geboren in: 


wohnhaft in: 

ist berechtigt, ein Motorsporllahrzeug aut den See- 
schilfahrtstraßen und den Küstengewassern im 
Sinne des § 1 der Motorbootfiihrersdieinverordnung 
vom 17. Januar 1967 (Bundesgesetzblatt II S. 731) zu 
fiihren. 


Licht i>i (d 

(Emh iiMciihIjch 1 *i: ■ t ’ '!>■' Inliui)«-: 

(Olt und !>..:• Hl. dkl \ l — 11 H *. II1C1J 


rvji Der Bundesminislei lui Verkehr 

1 A. 

Deulsdrei MulcirvnchH erbend c V. 

(Übersetzung siehe Rückseite) 

(Translation see reverse side( 

(Traduction au verso) ,, 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich der Vereinbarung über Flüchtlingsseeleute 
(Inkrafttreten für Italien) 

Vom 20. Dezember 1966 

Die in Den Haag am 23. November 1957 Unterzeichnete Vereinbarung 
über Flüchtlingsseeleule (Bundesgeselzbl. 1961 11 S. 828) wird nach ihrem 
Artikel 17 Abs. 3 

Mir Italien am 29. Januar 1967 

in Krall treten. 

Halten hat bei Hinterlegung der Reil rittsm künde erklärt: 


l| L'adhesion ilalienne a lAccord 
tloil etre interpretee romrae valable 
pinn Umtos los ilispositions du memo 
Xcenrd gui no sollt pas en Opposition 
uve< le Code italien de la Navigation 
ac Hiellement on vigueur cl qui ne 
i omportenl pas des modiiications mi 
des exceptions au dit Code. 

2) Pour Ions les autres telugies - 
a l'exception partant des marins — il 
löste elabli que dans les Etats ton- 
Iraelants de la Convention de Geneve 
du 28 juiltot 19.51, la residente > regu¬ 
liere', a Inquelle se reforent Partie le 28 
de la dite Convention ainsi que los 
alineas 6 et II do l'annexe relatit, est 
obtenue par le relugie des que te der- 
uier retoit raulorisation ,i residor daii' 
I Ela! on (|iH'slion. 


(Übersetzung) 
..(1) Der Beitritt Italiens zu der Ver¬ 
einbarung gilt hinsichtlich aller ihrer 
Bestimmungen, die nicht im Wider¬ 
spruch zu dem gegenwärtig in Kralt 
befindlichen italienischen Schiffahrts¬ 
gesetz stehen und weder Änderungen 
dieses Gesetzes noch Ausnahmen da- 
\ on darstellen. 

(2) Für alle anderen Flüchtlinge - 
also mit Ausnahme der Seeleute — 
gilt weiterhin, daß in den Vertrags- 
Staaten des Genfer Abkommens vom 
28. Juli 1951 der Flüchtling den .recht¬ 
mäßigen' Aufenthalt nach Artikel 28 
des Abkommens sowie nach den Para¬ 
graphen 6 und 11 des dazugehörigen 
Anhangs begründet, sobald er die Ge¬ 
nehmigung erhält, sich in dem bet rei¬ 
tenden Staat auf/uholten," 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung 
vom 25. Mai 1965 (BimdesyosHybl. II S. 990). 

Bonn den 20. Dezembei 1966 


Dei B u ll (I e s m i n i s I e i (les Auswärtigen 
In Vet 1 relung 
S ( h ü t 7 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Korea 
über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 27. Dezember 1966 

Nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 16. Sep¬ 
tember 1966 zu dem Vertrag vom 4. Februar 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Korea über die Förderung und den gegen¬ 
seitigen Schutz von Kapitalanlagen (Bundesgesetz¬ 
blatt 1966 II S. 841) wird hiermit bekanntgemacht, 
daß der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 sowie 
das Protokoll und der Briefwechsel 

am 15. Januar 1967 

in Krall treten 

Die Ratifikationsurkunden sind am 15. Dezember 
1966 in Bonn ausgetauscht worden. 

Bonn, den 27. Dezember 1966 

Der Bn ndi'sminisler des Auswärtigen 
In Vertretung 
Lahr 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
der Berner Übereinkunft zum Schutz 
von Werken der Literatur und Kunst 
(Anwendbarkeit auf Britisch-Honduras) 

Vom 27. Dezember 1966 

Die Berner Übereinkunft zum Schulz von Werken 
der Literatur und Kunst in der in Brüssel am 26. Juni 
1948 beschlossenen Fassung (Bundesgesetzbl. 1965 
II S. 1213) findet aul Grund einer entsprechenden Er¬ 
klärung der Regierung des Vereinigten Königreichs 
nach ihrem Artikel 26 Abs. 1 aul 

Britisch-Honduras mit Wirkung vom 16. Oktober 

1966 Anwendung. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1966 (Bundes- 
gesetzbl II S. 1565). 


Bonn, den 27. Dezember 1966 

D (' r B u n d e s m i n i s l e r des Auswärtigen 
ln Vertretung 
S c h ii I / 


Bekanntmachung 

über Enteignungen für Zwecke der Deutschen Bundesbahn 

Vom 4. Januar 1967 

Die Bundesregierung hat mit Wirkung vom 16. De¬ 
zember 1966 folgenden Beschluß gelallt: 

Nach § 37 Satz 2 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) wird lür 
das Bauvorhaben der Deutschen Bundesbahn „Um¬ 
bau des Rangierbahnhofes Mannheim'' die Enl- 
eignung für zulässig erklärt. 

El Av (DB) - 228 B 66 


Bonn, den 4 Januar 1967 

Del Bundesminister 1 ii r Vcrkeln 
Georg Leber 
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